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Die europäische Integration im Vergleich mit globalen Entwicklungen 

Liberalisierung und Umweltschutz 

Im Zusammenhang mit der Globalisierung von Märkten wird vielfach die 

Befürchtung eines umweltpolitischen „race to the bottom" geäußert. Der 

europäische Fall zeigt jedoch, daß ökonomische Integration und Umweltschutz 

keineswegs unvereinbare Ziele sein müssen, sofern eine geeignete Dynamik 

supranationaler Kooperation entsteht. 

eine 'ökologische Steuerreform' eine wesentli-

che Rolle spielen (4). Soweit durch eine solche 

Reform die bürokratische Umweltpolitik, wenn 

auch nicht ganz abgelöst, so doch in den Hin-

tergrund gedrängt wird, führt sie zu EfBzienzge-

winnen. Da die Erhöhung der Produktionsko-

sten durch die Verteuerung der Energie durch 

die Verringerung der Arbeitskosten zumindest 

teilweise kompensiert wird, ist eine solche Poli-

tik auch angesichts der wirtschaftlichen Globali-

sierung möglich. 

Dies aber bedeutet, daß weder die wirtschaftli-

che Globalisierung nationale Umweltpohtik ver-

unmöglicht, noch globale Umweltprobleme 

ohne politische Antwort bleiben müssen. In bei-

den Fällen wird die Umweltpohtik schwieriger 

und erfordert deshalb mehr (politische) Phan-

tasie als zuvor, aber es stehen dennoch auch 

nationale umweltpolitische Handlungsmöglich-

keiten zur Verfügung. Diese sollten gerade dann 

offensiv genutzt werden, wenn sich die Erzie-

lung wirksamer internationaler Abkommen als 

schwierig erweist. 
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H
Von Christoph Knill 

äufig wird angenommen, daß bei zuneh-

mender ökonomischer Interdependenz 

strenge Umweltstandards die nationale Industrie 

belasten und damit deren internationale Wettbe-

werbsfähigkeit unnötig schwächen würden. Ver-

gleicht man dieses Szenario jedoch mit der Ent-

wicklung der Umweltpohtik im Rahmen der 

Europäischen Union (EU), so scheint diese Pro-

gnose keineswegs universale Gültigkeit zu 

haben. Die Verwirklichung des europäischen 

Binnenmarktes hat nicht zu einem umweltpoliti-

schen „race to the bottom" geführt. Vielmehr 

haben sich nationale Umweltregulierungen 

unter europäischem Einfluß tendenziell weiter 

verschärft (1). Es ist an dieser Stelle zu betonen, 

daß die Einschätzung der europäischen Umwelt-

pohtik relativ zu globalen Entwicklungen erfolgt. 

Genauer betrachtet ist das Bild natürlich keines-

wegs so makellos, wie es sich aus dieser „Vogel-

perspektive" darstellt, nimmt man etwa die Voll-

zugsdefizite europäischer Umweltpolitik als 

Beispiel (2). Vor dem Hintergrund dieser rela-

tiv erfolgreichen Symbiose von Marktliberalisie-

rung und Umweltschutz stellt sich die Frage, 

welche Bedingungen die europäische Entwick-

lung begünstigt haben und inwieweit diese Fak-

toren auch im Hinbhck auf globale Umweltregu-

lierung gegeben sind. 

Betrachtet man die Entwicklung der europäi-

schen Umweltpohtik, so fallen mehrere Aspekte 

auf, die auf den ersten Blick relativ überra-

schend sind - zumindest aus der Sicht der ein-

gangs vorgestellten Annahme eines umweltpoh-

tischen Dumpings. Erstens läßt sich eine 

graduelle Emanzipation der Umweltpohtik als 

eigenständiges Handlungsfeld der Gemeinschaft 

beobachten; d.h. Umweltpohtik wird nicht als 

Anhängsel, sondern losgelöst von Fragen der 

wirtschaftlichen Integration betrachtet (3). Die-

se Entwicklung wurde rechtlich bestätigt durch 

die vertragliche Verankerung von Umweltpohtik 

als eigenständiges Handlungsfeld der Gemein-

schaft im Rahmen der Einheithchen Euro-

päischen Akte 1986 und deren Fortführung im 

Vertrag von Maastricht. Ein zweiter Aspekt, wel-

cher die Entwicklung der europäischen Umwelt-

pohtik charakterisiert, ist die relative, wenn-

gleich unstetig verlaufende, Verschärfung 

umweltpohtischer Vorgaben. Diese bezieht sich 

nicht nur auf materielle Regulierungen (z.B. 

Emissionsgrenzwerte), sondern auch auf proze-

durale Vorgaben (wie etwa den freien Zugang zu 

Umweltinformationen). Drittens ist schließlich 

die breite Mischung von verschiedenen Regulie-

rungsmustern zu erwähnen. Europäische 

Umweltpohtik besteht keineswegs aus einem 

einheitlichen regulativen Konzept, sondern 

umfaßt eine Mischung von regulativen Ansätzen, 

welche von materiellen Standards und prozedu-

ralen Vorgaben bis hin zur Selbstregulierung 

der Industrie reicht. Fragt man nach den Bedin-

gungen, welche diese Entwicklung begünstigt 

haben, so lassen sich ökonomische und politi-

sche Mechanismen unterscheiden. 

• Umweltdynamik des 
Binnenmarktes 

Wie David Vogel kürzlich gezeigt hat, muß öko-

nomische Integration keineswegs ein umweltpo-

litisches „race to the bottom" zur Folge haben, 

sondern kann unter bestimmten Bedingungen 

sogar ein „race to the top" begünstigen, d.h. 

eine Verschärfung von umweltpohtischen Regu-

lierungen (4). 

Einerseits ist es insbesondere in umweltpolitisch 

hochentwickelten Staaten denkbar, daß die Indu-

strie für eine weitere Verschärfung nationaler 

Umweltstandards eintritt, um Wettbewerbsvortei-

le gegenüber ausländischen Konkurrenten zu 

erlangen. Dies ist dann der Fall, wenn die natio-

nale Industrie bereits auf solche Standards einge-
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stellt ist und damit kostengünstiger und schneller 

als die ausländische Konkurrenz den nationalen 

Markt bedienen kann. In solchen Situationen 

kommt es vielfach zu einer Interessenkongruenz 

von nationaler Industrie und Umweltverbänden, 

was das politische Gewicht solcher Forderungen 

erhöht. 

Auf der anderen Seite besteht die Möglichkeit, 

daß von strengen Standards in „grünen" Staaten 

ein Pull-Effekt auf weniger streng regulierte aus-

ländische Märkte ausgeht. Dies ist dann zu erwar-

ten, wenn dort Industrien ansässig sind, die in 

starkem Maße von Exporten in diese „grünen" 

Märkte abhängen. 

Den regulierungsverstärkenden Effekten, die 

sich aus der Binnenmarktdynamik ergeben, sind 

allerdings gewisse Grenzen gesetzt. Die erste 

Grenze ist rechtlicher Natur. 

Die Verschärfung nationaler Umweltstandards 

darf nicht zu einer Beeinträchtigung des freien 

Warenverkehrs im Rahmen liberalisierter Märk-

te führen. Mit anderen Worten, umweltpolitische 

Maßnahmen sind dann unzulässig, wenn sie als 

sog. „nicht-tarifäres Handelshemmnis" klassifi-

ziert werden. Es muß stets nachgewiesen wer-

den, daß entsprechende Maßnahmen primär 

dem Schutz der Umwelt dienen und nicht dem 

Schutz nationaler Märkte. In der Praxis stellt 

sich die Beurteilung vielfach als Balanceakt dar, 

der nicht selten vom Europäischen Gerichtshof 

entschieden wurde. 

Zweitens muß betont werden, daß die umwelt-

schutzverstärkenden Effekte des Binnenmarktes 

sich grundsätzlich auf die Regulierung von Pro-

duktstandards beschränken. Produktstandards 

beziehen sich auf Vorgaben über die Beschaffen-

heit bestimmter Güter, zum Beispiel Abgaswerte 

von Autos oder den Schwefelgehalt von Brenn-

stoffen. Die umweltpolitische Dynamik des Bin-

nenmarktes kommt hingegen weniger zur Gel-

tung, wenn es sich um sog. Produktionsstandards 

handelt. Letztere beziehen sich auf die Bedingun-

gen, unter denen bestimmte Güter hergestellt 

werden, wie etwa den Umfang industrieller Emis-

sionen, die im Produktionsprozeß anfallen. Da 

Produktionsstandards unmittelbar die Produkti-

onskosten und damit die wirtschaftliche Wettbe-

werbsfähigkeit von Ländern beeinflussen, müßte 

eine verstärkte ökonomische Integration daher 

hier eher ein umweltpolitisches „race to the bot-

tom" als ein „race to the top" in Gang setzen. 

Insgesamt sind die Effekte der Marktintegration 

im Hinblick auf strengere umweltpolitische 

Regelungen relativ eingeschränkt. Rein ökono-

mische Mechanismen reichen also nicht aus, um 

die eingangs geschilderte Entwicklung der 

europäischen Umweltpolitik zu erklären. 

• Dynamik supranationaler 
politischer Kooperation 

Die Tatsache, daß die Umweltpolitik der EU nicht 

nur im Hinblick auf Produktstandards, sondern 

auch bezüglich der Regulierung von Produk-

tionsstandards wichtige Fortschritte gemacht 

hat, läßt sich daher nur begreifen, wenn man die 

Dynamik politischer Kooperation im Rahmen 

der EU berücksichtigt. Diese Dynamik entspringt 

zwei Faktoren: dem supranationalen Charakter 

der Gemeinschaft und spezifischen Merkmalen 

ihrer Mitgliederstruktur. 

Der supranationale Charakter der EU, der sich 

daraus ergibt, daß die Mitgliedsstaaten einen 

Teil ihrer Kompetenzen auf europäische Institu-

tionen übertragen haben, ermöglicht eine dyna-

mische Entwicklung der europäischen Umwelt-

politik aufgrund zweier spezifischer Begleit-

erscheinungen: dem institutionellen Kompeten-

zwettbewerb zwischen supranationalen Institu-

tionen und Nationalstaaten sowie dem regulati-

ven Wettbewerb zwischen den Mitgliedsstaaten. 

Beide Elemente erlauben umweltpolitisch ambi-

tionierten Vorreitern potentiell, ihre Standards 

auch für andere Länder verbindlich zu machen. 

Institutioneller Wettbewerb bedeutet, daß die 

supranationalen Organe wie Kommission und 

Europäisches Parlament grundsätzlich bestrebt 

sind, ihre Kompetenzen und Handlungsspielräu-

me gegenüber den Mitgliedsstaaten zu erweitern. 

Ein wichtiges Mittel in diesem Zusammenhang 

ist die Erschließung neuer Politikfelder. Insbe-

sondere die Kommission ist hierbei in einer ver-

gleichsweise starken Position, da sie formal den 

Prozeß der europäischen Politikformulierung 

kontrolliert. Sie hat daher die Möglichkeit, 

durch geschicktes Taktieren im Rahmen ihrer 

Rolle als Prozeßmanager über innovative Policy-

Vorschläge neue Handlungsfelder zu eröffnen. 

Die Formulierung der europäischen Umweltpoli-

tik wird somit von supranationalen Institutionen 

beeinflußt, die aus eigenem Interesse an einer 

strengen und umfassenden Regulierung interes-

siert sind (5). 

Ein weiterer Aspekt, der Policy-Innovation und 

strengere Regulierung begünstigt, ist der regula-

tive Wettbewerb zwischen den Mitgliedsstaaten. 

Regulativer Wettbewerb entsteht aufgrund der 

Tatsache, daß es der europäische Entschei-

dungsprozeß erlaubt, Maßnahmen auch gegen 

den Willen einzelner Mitgliedsstaaten durchzu-

setzen. Für überstimmte Länder kann dies weit-

reichende institutionelle Anpassungszwänge an 

europäische Vorgaben hervorrufen. Um diesen 

Problemen vorzubeugen, versuchen die Staaten 

tendenziell, den Prozeß der europäischen Poli-

tikgestaltung in ihrem Sinne zu beeinflussen, 

indem sie mit eigenen Vorschlägen an die Kom-

mission herantreten. Die Kommission, selbst an 

der Ausweitung ihrer Kompetenzen interessiert, 

ist generell sehr offen für solche Vorschläge. 

Der regulative Wettbewerb zwischen den Mit-

gliedsstaaten verhindert auf diese Weise, daß die 

Umweltpolitik der EU sich als „race to the bot-

tom" entwickelt, denn nur innovative Vorschläge 

der Mitgliedsstaaten werden von der Kommissi-

on auf die Agenda gesetzt. Überdies begünstigt 

der regulative Wettbewerb den Patchwork-Cha-

rakter europäischer Umweltpolitik, denn nicht 

immer bringt der regulative Wettbewerb den 

gleichen Gewinner (6). 

Ein zweiter kooperationsbegünstigender Effekt 

ergibt sich aus der Mitgliederstruktur der 

Gemeinschaft. Aufgrund einer vergleichsweise 

starken Konzentration wirtschaftlicher Stärke auf 

einige wenige Mitgliedsstaaten ist es in vielen 

Fällen ausreichend, wenn sich die „großen" 

Staaten einigen. Kleinere oder wirtschaftlich 

weniger einflußreiche Länder spielen in diesem 

Prozeß meist keine dominante Rolle, sondern 

fungieren als Koalitionspartner der „Großen". 

Auf diese Weise reduziert sich das Problem der 

Heterogenität nationaler Interessen und damit 

die Schwierigkeit, zu kooperativen Lösungen zu 

kommen (7). Überdies bietet der gemeinschaft-

liche Handlungskontext die Möglichkeit des 

Interessenausgleichs zwischen wirtschaftlich 

stärker und schwächer entwickelten Staaten im 

Wege von Kompensations- und Paketlösungen. 

Zusammenfassend läßt sich somit festhalten: Die 

Regulierung der europäischen Umweltpolitik auf 

einem relativ hohen Niveau wird durch ökono-

mische und politische Mechanismen begünstigt, 

die es einflußreichen und umweltpolitisch ambi-

tionierten Mitgliedsstaaten potentiell erlauben, 

ihre Standards auch für andere Länder verbind-

lich zu machen. 

• Vergleich mit der globalen Ebene 

Vergleicht man die umweltpolitischen Entwick-

lungsfaktoren, wie sie auf europäischer Ebene 

gegeben sind, mit den entsprechenden Voraus-

setzungen auf globaler Ebene, so fallen einige 

Unterschiede auf, die sich weniger auf die Rolle 
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ökonomischer Mechanismen beziehen, sondern 

hauptsächlich die Möglichkeiten politischer 

Kooperation betreffen. 

Bezüglich der ökonomischen Mechanismen 

scheinen die Voraussetzungen für eine regulie-

rungsverstärkende Dynamik in ähnlicher Weise 

wie im europäischen Kontext gegeben zu sein. 

So spricht nichts dagegen, daß nicht auch auf 

globaler Ebene umweltpolitisch ambitionierte 

Staaten versuchen, durch eine Anhebung von 

Umweltstandards nationale Märkte zu schützen. 

Auf der anderen Seite ist es genauso denkbar, 

daß von „grünen" Staaten ein Pull-Effekt auf 

Staaten ausgeht, die ihre Güter dorthin exportie-

ren wollen. Diese Dynamik ist für sich allein 

jedoch nicht ausreichend, um die Herausbil-

dung und Fortentwicklung globaler umweltpoli-

tischer Strategien zu begünstigen. 

Verglichen mit den Bedingungen supranationa-

ler Kooperation sind die Möglichkeiten für 

effektive Problemlösungen durch internationale 

Umweltvereinbarungen jedoch grundsätzlich 

eingeschränkt: 

Auf internationaler Ebene existieren erstens kei-

ne Institutionen, denen von den Nationalstaaten 

umweltpolitische Handlungskompetenzen über-

tragen wurden. Es gibt daher keinen globalen, 

mit der Rolle der EU-Kommission vergleichba-

ren Prozeßmanager, der innovative Regulierun-

gen vorantreibt. Die einzige internationale Insti-

tution, die potentiell in der Lage wäre, einen 

Ausgleich zwischen ökonomischer Liberalisie-

rung und Umweltregulierung herzustellen, die 

Welthandelsorganisation (WTO), ist - verglichen 

zur EU - eine schwächere und in ihrem Zustän-

digkeitsbereich enger definierte Organisation. 

Entscheidungen basieren auf der Zustimmung 

aller Mitglieder. Eine Dynamik im Sinne eines 

regulativen Wettbewerbs, bei dem einzelne Staa-

ten auch gegen ihren Willen bestimmte Vor-

schläge akzeptieren müssen, ist daher nur 

schwer vorstellbar. Auf der anderen Seite sinkt 

bei dem fehlenden Risiko, durch Entscheidun-

gen einer globalen Regulierungsinstanz einem 

entsprechenden institutionellen Anpassungs-

druck ausgesetzt zu sein, gleichzeitig der Anreiz, 

auf globaler Ebene eine Vorreiterrolle zu spie-

len. 

Ein zweites Problem globaler Umweltvereinba-

rungen ist der - verglichen zur EU - größere 

Teilnehmerkreis und die damit verbundene 

Heterogenität von Interessen, die sich ko-

operationshemmend auswirkt. Im Gegensatz zur 

EU bestehen weitaus größere Differenzen bezüg-

lich des ökonomischen Entwicklungsstandes 

sowie administrativer Kapazitäten unterschiedli-

cher Staaten, wobei die grundlegende Konfliktli-

nie in diesem Kontext zwischen Industrie- und 

Entwicklungsländern verläuft. Es bestehen keine 

Entscheidungs- und Kompensationsmechanis-

men, die es einzelnen - wirtschaftlich ein-

flußreichen - Staaten ermöglichen, umweltpoli-

tisch „vorzupreschen" und damit die anderen 

zum Nachziehen zu zwingen. 

Natürlich bedeutet dies nicht, daß internationa-

le Umweltabkommen grundsätzlich erfolglos 

und ineffektiv sein müssen. Vielmehr zeigt sich 

ein relativ gemischtes Bild, wenn man die Effek-

te der derzeit etwa 120 bestehenden Vereinba-

rungen analysiert (8). Erfolgreiche Kooperatio-

nen zeigen sich aber meist nur in solchen Fällen, 

in denen der Teilnehmerkreis durch eine relativ 

homogene Interessenstruktur gekennzeichnet 

war; d.h. wenn es sich um Vereinbarungen zwi-

schen „reichen" Staaten gehandelt hat, wenig 

Industriezweige betroffen waren und diejenigen 

Staaten, die mit den größten Kosten konfrontiert 

wurden, gleichzeitig auch am stärksten von ver-

besserten Umweltregulierungen profitiert 

haben. Umgekehrt zeigen sich Probleme vor 

allem dann, wenn die effektive Bewältigung von 

Umweltproblemen entscheidend auf entspre-

chende Maßnahmen in industriell weniger ent-

wickelten Ländern angewiesen ist (9). 

• Erfolgsaussichten globaler 
Umwelt-Governance 

Betrachtet man insgesamt die Entwicklungsbe-

dingungen für eine effektive Umweltpohtik auf 

globaler Ebene, so zeigt sich ein ambivalentes 

Bild. Einerseits, so scheint es, dürfte das ein-

gangs erwähnte Negativszenario eines umwelt-

politischen Dumpings eher unrealistisch sein, 

betrachtet man das Potential der ökologischen 

Dynamik liberaler Märkte und die - wenngleich 

eingeschränkten - Möglichkeiten internationaler 

Kooperationen. Genauso unwahrscheinlich wie 

ein „race to the bottom" ist jedoch auch das 

Positivszenario eines „race to the top". Dies hegt 

nicht nur an den Schranken ökologischer 

Marktdynamiken, sondern vor allem an der 

Schwierigkeit, eine Vielzahl von heterogenen 

nationalen Interessen im Rahmen internationa-

ler Vereinbarungen effektiv zu koordinieren. 

Das grundlegende Problem globaler Umweltpo-

htik hegt hierbei nicht darin, daß Marktliberali-

sierung umweltpohtisch ambitionierte Staaten 

davon abhält, ihre Umweltstandards zu ver-

schärfen (sei es im Wege nationaler Alleingänge 

oder im Rahmen von regionalen Kooperationen, 

etwa im europäischen Kontext). Vielmehr 

besteht die Schwierigkeit darin, daß es an wirk-

samen, mit der europäischen Ebene vergleich-

baren, globalen Mechanismen fehlt, die es 

ambitionierten Staaten ermöglichen, andere 

Länder dazu zu bewegen, ihre Umweltregulie-

rungen zu verbessern. Wie Vogel feststellt, „the 

problem is not that poor countries are driving 

rich country standards downward; it is rather 

that rich countries lack adequate mechanisms to 

drive poor country standards sufficiently 

upward" ( 1 0 ) . Insoweit sind wir mit einem Defi-

zit globaler Umwelt-Governance konfrontiert. 
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